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Große Klassen sorgen für große Proteste 
SCHÜLERDEMONSTRATION Tausende gehen auf die Straße Kritik an Turbo-Abi und Lehrplan-Stress 
 

VON THOMAS HUSMANN
 

OLDENBURG - Überdruck sucht ein Ventil: Ihrem Ärger über die Niedersächsische Schulpolitik machten am Donnerstag nach Angaben der Veranstalter rund 7000 Schülerinnen und Schüler auf einer Großdemonstration durch die Innenstadt Luft. Die Polizei sprach von 5000 Teilnehmern. „Der Druck, der auf uns ausgeübt wird, ist riesig“, weiß Schülersprecher Paul Pistorius. Turbo-Abitur nach zwölf Jahren, Leistungsdruck in allen Schulformen, schlechtes Lernklima in den Klassen und Kursen, schilderte der 18 Jahre alte Schüler des Alten Gymnasiums die Situation. Neun Unterrichtsstunden am Tag, nachmittags auch in den Hauptfächern, 40 Jugendliche in einem Kurs, die gemeinsam Spanisch lernen sollen, Klassen mit mehr als 30 Schülern – das sei die Realität. Das Abitur nach zwölf Jahren hat gravierende Auswirkungen auf den jetzigen neunten und zehnten Jahrgang, die gemeinsam ihr Abitur machen, studieren und auf den Arbeitsmarkt drängen. 
 

Die Demonstration hatte sich auf dem Bahnhofsvorplatz formiert und war über Pferdemarkt, Peterstraße und Theaterwall zum Schlossplatz gezogen. Auf der Abschlusskundgebung bezeichnete GEW-Bezirksvorsitzender Dieter Knutz die als Reformen angekündigten Veränderungen im Schulsystem als verkappte Sparmaßnahmen. Bildung verkomme zu einer Ware, von der benachteiligte Familien ausgeschlossen würden. Leistungsdruck, Arbeitsverdichtung und künstlich geschürtes Konkurrenzdenken seien nicht zielführend. „Wir brauchen mehr Zeit für Pädagogik“, forderte Knutz. Erforderlich seien Schulen, die Perspektiven für das weitere Leben böten. In Niedersachsen müssten 2000 Lehrkrafte eingestellt werden, um Chancengleichheit und soziale Gerechtigkeit herzustellen. 
 

Während der Demo kam es rund um den Wallring zu erheblichen Verkehrsbehinderungen, auch die Busse der VWG und Weser-Ems-Bus hatten Verspätung. Polizeieinsatzleiter Norbert Münch zog eine positive Bilanz, es sei zu keinerlei Zwischenfällen gekommen, die Schülerinnen und Schüler hätten sich sehr diszipliniert verhalten. In einigen Schulen hatten laut Pistorius Direktoren massiv Druck ausgeübt, um die Teilnahme am Schulstreik zu unterbinden – mit geringem Erfolg, wie sich zeigte. 
 

 




http://www.nwzonline.de/index_aktuelles_politik_artikel.php?id=1693331&
Nordwest-Zeitung, 13.06.2008

 

Schüler protestieren gegen Turbo-Abitur 
BILDUNG      Tausende fordern in Oldenburg kleinere Klassen und zusätzliche Lehrkräfte 

 

OLDENBURG/DELMENHORST - Tausende Schüler und Eltern haben am Donnerstag in Oldenburg für eine bessere Schulpolitik in Niedersachsen demonstriert. Der Protest richtete sich gegen das Turbo-Abitur nach zwölf Jahren. Es gehe auch um höhere Investitionen, mehr Lehrer, kleinere Klassen und um eine flächendeckende Versorgung mit Gesamtschulen, sagte Sebastian Fröhlich vom Stadtschülerrat. „Es ist keine Aktion gegen die Schulen, sondern gegen die schlechte Bildungspolitik“, sagte Fröhlich weiter. An die Schulen ging nach seinen Angaben die Anweisung, Fehlzeiten wegen der Demonstration konsequent einzutragen, da es sich nicht um eine schulische Veranstaltung handele. Die Schüler hätten dennoch den Unterricht verlassen. 

 

GEW-Bezirksvorsitzender Dieter Knutz verlangte die Einstellung von 2000 zusätzlichen Lehrkräften, um in den Schulen die Chancengleichheit zu wahren. „Aussortieren und Zurücklassen ist der falsche pädagogische Ansatz“, erklärte Knutz bei der Abschlusskundgebung auf dem Oldenburger Schlossplatz. Der GEW-Vorsitzende forderte 4000 außerbetriebliche Ausbildungsplätze, den Ausbau der Universitäten und die Einrichtung weiterer Ganztagsschulen. 

 

Auch in Delmenhorst gingen am Donnerstag etwa 1000 Schüler mit Transparenten und Trillerpfeifen auf die Straße, um gegen das Turbo-Abitur zu protestieren. Auf dem Rathausplatz fand anschließend eine Kundgebung statt. Für den 19. Juni ist in Hannover eine Demonstration gegen die Bildungspolitik geplant.
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SCHÜLERSTREIK 
Entschärfen 
VON MARCO SENG
 

Niedersachsens Landesregierung hat ein massives Problem: Sie hat die Schulpolitik offenbar nicht mehr im Griff. Erst demonstrieren die Lehrer und jetzt gehen die Schüler auf die Straße. Das liegt nicht alleine daran, dass seit vier Monaten eine neuen Kultusministerin im Amt ist. Die Probleme haben lange vor Elisabeth Heister-Neumann und der schwarz-gelben Koalition begonnen. Die umstrittene Überstundenregelung für Pädagogen stammt noch aus der SPD-Ära. Heister-Neumanns Amtsvorgänger Bernd Busemann hat das heiße Eisen nicht angepackt. Die CDU-Ministerin muss das jetzt ausbaden. Inzwischen ist zwar eine Lösung gefunden, doch viele Lehrer haben kein Vertrauen mehr in die Politik.

 

Der Frust der Schüler hat dagegen nichts mit gebrochenen Versprechen zu tun, sondern mit wenig durchdachten Entscheidungen. Im Prinzip sprich kaum etwas dagegen, das Abitur nach zwölf statt wie bisher nach 13 Jahren abzulegen. Die Ausbildung in Deutschland dauert im internationalen Vergleich viel zu lange. Wer studiert, steht dem Arbeitsmarkt oft erst mit Ende zwanzig zur Verfügung. Das ist im weltweiten Wettbewerb kaum konkurrenzfähig. Doch die Politik hat das Turbo-Abitur offenbar beschlossen, ohne sich über die Konsequenzen klar zu sein. Das gilt für Niedersachsen genauso wie für andere Bundesländer. Die Lehrpläne sind den Anforderungen nicht rechtzeitig angepasst worden. Die Klassen sind zu groß, die Hausaufgaben angesichts der immensen Pflichtstunden kaum zu bewältigen, und an geeigneten Lehrern mangelt es in vielen Fächern. Die Folgen bei vielen Schülern sind höchster Stress und schlechte Leistungen.

 

Die Landesregierung sollte die Schülerdemonstrationen sehr ernst nehmen. Sie sind möglicherweise erst der Auftakt für eine landesweite Protestwelle. Das Turbo-Abitur muss entschärft werden. Die Ergebnisse des „Runden Tisches“ von Politik, Lehrern und Eltern können nur ein Anfang sein. Ein Staat, der gute Bildung und Ausbildung will, muss investieren. Dafür ist in den vergangenen Jahren (noch) zu wenig getan worden.

 

